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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


NT 34. 


(Nr. 3617.) Statut des Meliorations-Verbandes im Bruͤckſchen Bruche. Vom 21. Juli 
1852. \ 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Kong von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

verordnen, Behufs Verbeſſerung der Grundſtuͤcke in einem Theile des Bruͤck— 

ſchen Bruches im Neuſtaͤdter Kreiſe des Regierungsbezirks Danzig nach Anhoͤ— 

rung der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf 

Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1843. H. 56. 57. (Geſetz-Sammlung 

vom Jahre 1843. Seite 51.) was folgt: is 


* 5 


Um den im $. 2. beſchriebenen Theil des Bruͤckſchen Bruches durch Ent⸗ Zweck und 
und Bewaͤſſerung zu verbeſſern, werden die Beſitzer der dort belegenen Grund— Umfang bes 
ſtuͤcke zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, unter dem Namen: { 


„Meliorationsverband im Bruͤckſchen Bruce“ 
Der Verband hat feinen Sitz zu Neuſtadt. 


H. 2 


Die Melioration umfaßt denjenigen Theil des Bruͤckſchen Bruches, welcher 
einerſeits von dem Rheda- und Stremmingfluß, andererſeits von dem faulen 
Graben begrenzt wird. 


Das Meliorationsterrain iſt auf der reduzirten Karte des Feldmeſſers 
Schönlein vom Bruͤckſchen Bruche aus dem Jahre 1849. verzeichnet und beſteht 
danach in 5 Abtheilungen. 

Jahrgang 1852. (Nr. 3617.) 70 C. E 
Ausgegeben zu Berlin den 17. Auguſt 1852. i 


* 


und Unterhal⸗ 
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C. I. von 4277 Morgen 137 Quadratruthen. 
C. II. 175 5 172 : 
C. HI. 299 : 88 s 
IV. 104 ‚ 45 : 
Ge. 933 : 60 ⸗ 


Summa 5490 Morgen 142 Quadratruthen. 


Der Umfang des Meliorationsbezirks kann ſich bei der Ausfuͤhrung noch 
hin und wieder aͤndern. Derſelbe iſt kuͤnftig, ebenſo wie der Beſitzſtand und 


Beitragsfuß jedes einzelnen betheiligten Eigenthuͤmers durch ein von der Köͤnig⸗ 


lichen Regierung in Danzig auszufertigendes Kataſter genau feſtzuſtellen. 


g EN 


Dem Verbande liegt es ob, die vorgedachten Flächen nach dem von der 
Regierung feſtgeſtellten Meliorationsplan in den Abtheilungen C. II. bis V. 
blos zu entwaͤſſern, in der Abtheilung C. J. auch zu bewäſſern, theils durch 
Beſtauung, theils durch Regelung der natuͤrlichen Ueberfluthung. 


Der Verband hat zu dem Ende die in dem Meliorationsplan bezeich⸗ 
neten Gräben, Waſſerungs⸗-Rinnen, Damme, Bruͤcken, Schleuſen und ſonſtigen 
Anlagen auszufuͤhren und zu unterhalten. 


Ein Lagerbuch uͤber die vom Verbande zu unterhaltenden Anlagen iſt 
vom Schaudirektor zu fuͤhren und vom Vorſtande feſtzuſtellen. 


H. 4. | 


Das in den gemeinſchaftlichen Gräben des Verbandes fließende Waſſer 
darf ohne widerrufliche Genehmigung des Schaudirektors von einzelnen Privat⸗ 
perſonen nicht abgeleitet oder aufgeſtaut werden. 


Dagegen hat jeder Genoſſe des Verbandes das Recht, die Aufnahme 
des Waſſers, deſſen er ſich noch zur ſpeziellen Entwaͤſſerung feiner Grundſtuͤcke 
etwa entledigen will, in die Hauptgräben zu verlangen. Die Zuleitung in die 
Graͤben des Verbandes muß aber nur an den vom Schaudirektor vorzuſchrei— 
benden Punkten geſchehen. 


H. 5. 


Die Arbeiten des Verbandes werden unter Leitung der Beamten des 
Verbandes aus der Verbandskaſſe ausgefuͤhrt. 


Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten, zur Beſoldung der Beamten 
des Verbandes und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des Ver⸗ 
bandes aufgenommenen Schulden haben die Genoſſen aufzubringen = dem 

aͤchen⸗ 
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Flaͤchenmaaß ihrer Grundſtuͤcke, mit der Maaßgabe, daß in den blos entwäffer: 
ten Abtheilungen C. II. bis V. drei Morgen nur ſo viel zahlen als ein Mor⸗ 
gen in der Abtheilung C. J. Das Beitragskataſter, welches die Königliche 
ee ah in Danzig nach H. 2. ausfertigt, ift dem Vorſtande des Verbandes 
zuzuſtellen. 


Die Zahlung der Beitraͤge iſt zuerſt am 1. April 1853. zu leiſten, und 
erfolgt halbjaͤhrlich am 1. April und 1. Oktober. Eine Berichtigung des Ka⸗ 
tafters kann — abgeſehen von dem Falle der Parzellirung oder Beſitzveraͤn⸗ 
derung — gefordert werden, wenn der Antragſteller erhebliche, fuͤnf Prozent 
uͤberſteigende Fehler in der bei Aufſtellung des Kataſters zum Grunde gelegten 
Vermeſſung nachweiſt. Ueber die Anträge auf Berichtigung des Kataſters 
aus dieſem Grunde entſcheidet der Vorſtand des Verbandes. 


H. 6. 


j Zur Ausführung der Melioration hat der Verband aus der Staatskaſſe 
ein Darlehn von 14,000 Thalern erhalten und zwar zinsfrei auf fuͤnf Jahre 
vom 1. Oktober 1852. ab. Nach Ablauf dieſer fuͤnf Jahre wird das Darlehn 
von dem Verbande mit drei Prozent verzinſt, und außerdem mit zwei Prozent 
amortiſirt, dergeſtalt, daß jaͤhrlich fuͤnf Prozent des urſpruͤnglichen Darlehns— 
Betrages in halbjaͤhrigen Raten postnumerando gezahlt werden, und davon 
drei Prozent des jedes maligen Darlehnsreſtes auf Zinſen, der Ueberſchuß als 
Kapitals⸗Tilgung berechnet wird. 


Die Verzinſung und Tilgung beginnt mit dem 1. Oktober 1857., die 
erſte Ratenzahlung iſt alſo am 1. April 1858. zu leiſten. 
“ 


. 


Diejenigen Grundftücke, welche zum Bau der Kanaͤle und Gräben, Veſchrän⸗ 
Schleuſen, Bruͤcken und Wege, Waͤrterhaͤuſer und anderer nach dem feftgeftell- e 
ten Meliorationsplan auszufuͤhrenden Anlagen erforderlich find, muͤſſen von den W 
Eigenthuͤmern dem Meliorationsverbande zur ſervitutariſchen Benutzung resp. 


als Eigenthum abgetreten werden. 


Erfolgt dieſe Abtretung von Mitgliedern des Verbandes zur Anlage von 
Kanälen und Gräben, fo wird denſelben hierfür keine Entſchaͤdigung gewährt, 
mit Ausnahme derjenigen Beſitzer von fünf Morgen elf Quadratruthen Kanal⸗ 
fläche, welche in dem zum Meliorationsplan gehörigen Extrakt aus dem Schön- 
leinſchen Flaͤchenregiſter vom 15. März 1850. ausdrücklich als ſolche bezeichnet 
ſind, denen fuͤr das zum Kanalbau entzogene Land eine Entſchaͤdigung gewaͤhrt 
werden ſoll. 


Ebenſowenig haben diejenigen Genoſſen, auf deren Grund und Boden 
Daͤmme geſchuͤttet werden, oder deren Grundſtuͤcke von den beim Meliorationsbau 


Cr. 3617.) 70 be⸗ 
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beſchaͤftigten Arbeitern betreten worden, hieraus einen Entſchaͤdigungsanſpruch 
gegen den Verband herzuleiten. 


Geſchieht die nothwendige Bodenabtretung nicht von Verbandesgenoſſen, 
oder zwar von dieſen, aber nicht zum Zweck der Kanal- und Grabenanlagen, 
ſo ſind die Eigenthuͤmer zu entſchaͤdigen. 


Wee 


Die Entſcheidung daruͤber, welche Grundſtuͤcke für die obigen Zwecke in 
Anſpruch zu nehmen ſind, ſteht nach dem Geſetz vom 28. Februar 1843. der 
Regierung in Danzig zu mit Vorbehalt des innerhalb einer Praͤkluſipfriſt von 
ſechs Wochen einzulegenden Rekurſes an den Minifter für die landwirthſchaft— 
lichen Angelegenheiten. 


Die Ermittelung und Feſtſetzung der Entſchaͤdigung erfolgt ebenfalls 
durch die Regierung in Danzig, vorbehaltlich des dem Provokaten innerhalb 
ſechs Wochen nach Bekanntmachung der Entſcheidung zuſtehenden Rekurſes an 
das Reviſions-Kollegium für Landeskulturſachen in Berlin ($$. 45 — 51. des 
Geſetzes vom 28. Februar 1843.). 


Wegen Auszahlung der Geldverguͤtigung fuͤr die der Expropriation unter⸗ 
worfenen Grundſtuͤcke kommen die für den Chauſſeebau hierüber in der Provinz 
Preußen beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen in Anwendung. 


H. 9. 


Wenn der Beſitzer der Breſiner Waſſermuͤhle von dem, ihm durch die 
Verhandlung vom 28. Juni 1851. eingeräumten Rechte, das Strauchwehr im 
Stremming⸗Fluß zu unterhalten oder zu verſtaͤrken Gebrauch macht, ſo darf 
kein Mitglied des Verbandes denſelben hierin behindern oder einen Entſchaͤdi— 
gungsanſpruch gegen denſelben daraus herleiten. 


H. 10. 


Junere Ver⸗ Von den Genoſſen des Verbandes wird ein Vorſtand von drei Mit— 


d — 0 i — N 1 
fetung des gliedern nebſt eben ſoviel Stellvertretern auf ſechs Jahre gewählt. 


Vorſtand. Das Amt des Vorſtandsmitgliedes und Stellvertreters iſt ein unbeſol— 
detes Ehrenamt. 


Behufs der Wahl werden die zum Verbande gehoͤrigen Grundſtuͤcke in 
drei, dem Areal nach moͤglichſt gleich große Bezirke getheilt, von welchen 


der erſte Bezirk die betheiligten Grundſtuͤcke des Königlichen Domainen⸗ 
und Forſtfiskus und der Ritterguͤter Rutzau nebſt Pertinenzien, Neu: 
ſtadt nebſt Pertinenzien, Celbau und Podczerin; 


der 
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der zweite Bezirk diejenigen der Ortſchaften Pelzau, Reckau, Dorf 
Gechoczyn, Polchau, Brusdau, Gnewau, Groß⸗Schlatau, Schmollin, 
Oslanin, Selliſtrau und Breſin; 


der dritte Bezirk diejenigen der Doͤrfer Oblusz, Rheda und Sagorſch, 

ſowie die zwiſchen den beiden letzteren gelegenen fruͤher ſiskaliſchen 

f Erbpachtslaͤndereien, ſoweit ſie in den Meliorationsplan gezogen ſind, 
umfaßt. i 


\ Etwanige Zweifel darüber, zu welchem Bezirk ein Grundſtuͤck zu zaͤhlen 
iſt, entſcheidet die Regierung zu Danzig. 


Jeder Bezirk waͤhlt ein Vorſtandsmitglied und fuͤr Behinderungsfaͤlle 
deſſelben einen Stellvertreter. 


Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittel aus und wird durch neue Wahlen 
erſetzt. Die das erſte und zweite Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos 
beſtimmt. Die Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. Scheidet waͤh⸗ 


rend ſeiner Wahlperiode ein Vorſtandsmitglied oder Stellvertreter aus, ſo 
iſt ſogleich eine beſondere Neuwahl fuͤr den Reſt jener Periode zu veranlaſſen. 


Waͤhlbar iſt jeder großjaͤhrige Genoſſe des Verbandes, welcher den Voll— 
beſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtel verloren hat, min⸗ 
deſtens 30 Morgen Land im Verbande eigenthuͤmlich beſitzt und nicht etwa Un- 
terbeamter des Verbandes iſt. Als Genoſſen des Verbandes gelten in Betreff 
der Waͤhlbarkeit auch die Paͤchter, Verwalter und Generalbevollmaͤchtigten von 
ſolchen Grundbeſitzern, welche ſelbſt waͤhlbar ſind, waͤhrend der Dauer jenes 
Verhaͤltniſſes. 


Mit dem Aufhoͤren der Waͤhlbarkeit verliert die Wahl ihre Wirkung. 
Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des Vorſtandes 
ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, ſo wird der aͤltere allein 
zugelaſſen. 


H. 11. 


Die Wahl der Vorſtandsmitglieder 1 in jedem Bezirk unmittelbar 
durch die wahlberechtigten Genoſſen; und zwar hat dabei derjenige, welcher mit 
weniger als 60 Morgen betheiligt iſt, eine Stimme, wer 60 Morgen bis aus— 
ſchließlich 90 Morgen im Verbande beſitzt, zwei Stimmen, 90 bis ausſchließlich 
120 Morgen, drei Stimmen u. ſ. w. 


Stimmfaͤhig bei der Wahl der Vorſtandsmitglieder ift jeder großjährige 
Beſitzer eines zum Verbande gehörigen Grundſtuͤcks von mindeſtens einem Mor⸗ 
gen (Magdeburgiſch Maaß), welcher mit feinen Beiträgen zur Verbandskaſſe 
nicht im Ruͤckſtande iſt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch 
rechtskraͤftiges Urtel verloren hat. Das Stimmrecht von moraliſchen Perſonen, 
von Frauen oder Minderjährigen darf durch geſetzliche Vertreter oder Bevoll⸗ 
maͤchtigte ausgeuͤbt werden. Andere Beſitzer koͤnnen ebenfalls ihren Zeitpaͤchter, 
Gutsverwalter oder einen anderen ſtimmfaͤhigen Genoſſen zur Ausübung ihres 


r. 3617.) Stimm⸗ 
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Stimmrechts bevollmaͤchtigen. Gehoͤrt ein Grundſtuͤck mehreren Beſitzern ge— 
mein ſchaftlich, fo kann nur einer derſelben im Auftrage der Uebrigen das 
Stimmrecht ausuͤben. J 


$. 12. 


Die Lifte der Wähler jedes Bezirks wird mit Huͤlfe der Ortspolizei⸗ 
Obrigkeiten oder Gemeindevorſteher von dem Schaudirektor, und bis dahin, daß 
dieſer gewaͤhlt iſt, von dem Landrath des Kreiſes aufgeſtellt. Der letztere hat 
auch die Wahltermine abzuhalten, iſt aber befugt, hiermit den Schaudirektor 
oder ein anderes geeignetes Mitglied des Vorſtandes zu beauftragen. 


Die Liſte der Waͤhler wird vierzehn Tage lang in einem oder mehreren 
zur Öffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen offen gelegt. Während dieſer Zeit 
kann jeder Betheiligte Einwendungen gegen die Richtigkeit der Liſte bei dem 
Schaudirektor oder dem Landrath erheben; die Entſcheidung über die Einwen⸗ 
dungen und die Prüfung der Wahlen ſteht dem Vorſtande zu. 


Im Uebrigen ſind bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver— 
pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen (Vorſtandsmitglied, Schaudirektor) 
die Vorſchriften über Gemeindewahlen analogiſch anzuwenden. 


F. 13. 


Der Vorſtand hat uͤber alle Angelegenheiten des Verbandes zu beſchließen, 
ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich dem Schaudirektor uͤberwieſen ſind. Die 
Beſchluͤſſe des Vorſtandes verpflichten den Verband; die Ausfuͤhrung derſelben 
erfolgt durch den Schaudirektor. 


Der Vorſtand kontrollirt die Verwaltung, iſt daher berechtigt, ſich von 

der Ausfuͤhrung ſeiner Beſchluͤſſe und der Verwendung aller Einnahmen des 
Verbandes Ueberzeugung zu verſchaffen, und kann zu dieſem Zwecke die Akten 
einſehen. 


H. 14. 


Der Vorſtand verſammelt ſich alle Jahre regelmäßig zweimal zur Fruͤh⸗ 
jahrs- und Herbſtgrabenſchau, im Mai und Oktober, um den Gtat feſtzuſtellen, 
die Jahresrechnung abzunehmen, und die ſonſt noͤthigen Beſchluͤſſe zu faſſen. 
Im Fall der Nothwendigkeit kann der Vorſtand vom Schaudirektor außer⸗ 
ordentlich berufen werden. 


Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenftände der Ver⸗ 
handlung; mit Ausnahme dringender Fälle muß dieſelbe mindeſtens ſieben freie 
Tage vor der Verſammlung haben. Wer am Erſcheinen behindert iſt, muß 
die Vorladung ſeinem Stellvertreter ohne Verzug mittheilen. 


Der 
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Der Vorſtand kann nur beſchließen, wenn mindeſtens zwei ſeiner Mit⸗ 
glieder außer dem Vorſitzenden zugegen ſind. Eine Ausnahme hiervon findet 
ſtatt, wenn der Vorſtand, zum drittenmale zur Verhandlung uͤber denſelben 
Gegenſtand zuſammen berufen, dennoch nicht in genuͤgender Anzahl erſchienen 
iſt. Bei der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung 
ausdruͤcklich hingewieſen werden. 


Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen: 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


Die Beſchluͤſſe und die Namen der dabei anweſend geweſenen Mitglieder 
werden in ein beſonderes Buch eingetragen; ſie werden vom Schaudirektor und 
wenigſtens einem Mitgliede der Verſammlung vollzogen. 


H. 15. 


An der Spitze der Verwaltung des Verbandes ſteht der Schaudirektor, 
welcher von den Mitgliedern des Vorſtandes unter Zuziehung der Stellvertreter, 
die fuͤr dieſen Fall mit den Mitgliedern zugleich einberufen werden, durch ab- 
ſolute Stimmenmehrheit auf ſechs Jahre gewählt wird. Die Wahl bedarf der 
Beſtaͤtigung der Regierung. Wird die Beſtaͤtigung verſagt, fo ſchreitet der 
Vorſtand unter Zuziehung der Stellvertreter zu einer neuen Wahl. Wird auch 
dieſe Wahl nicht beſtaͤtigt oder die Wahl verweigert, fo ſteht der Regierung 
die Ernennung auf hoͤchſtens ſechs Jahre zu. g 

Die Verſammlung des Vorſtandes, in welcher die Wahl des Schau⸗ 
direktors vorgenommen wird, beruft der Landrath und fuͤhrt darin den Vorſitz 
ohne Stimmrecht, jedoch mit entſcheidendem Votum bei Stimmengleichheit. 


Der Schaudirektor bekleidet ein Ehrenamt. Nur fuͤr die bagren Aus: 
lagen iſt ihm eine Verguͤtigung vom Vorſtande feſtzuſetzen. 

In einzelnen Faͤllen kann derſelbe ſich durch ein Vorſtandsmitglied ver— 
treten laſſen. 

Der Schaudirektor wird durch den Landrath, die Vorſtandsmitglieder 
aber und die Beamten des Verbandes durch den Schaudirektor in einer itzung 
des Vorſtandes durch Handſchlag an Eides Statt verpflichtet. 


H. 16. 


Der Schaudirektor iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Verban— 
des, vertritt denſelben anderen Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber und hand⸗ 
habt die örtliche Polizei zum Schutz der Anlagen. Er fuͤhrt ein Dienſtſiegel 
mit der Umſchrift: 

„Direktorium des Meliorationsverbandes im Bruͤckſchen Bruche“ 


und hat insbeſondere 5 
(Nr. 2647.) a) die 


Schaudirektor. 


Graben: 
Inſpektor. 
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a) die Meliorationskaffen - Beiträge auszuſchreiben und von den Saͤumigen 
im Wege der adminiftrativen Exekution einzuziehen, die Zahlungen auf 
die Kaſſe anzuweiſen, und die Kaſſe unter Zuziehung eines andern vom 
Vorſtande zu beſtimmenden Mitgliedes zu revidiren; 


b) den Entwurf des Etats und die Jahresrechnung nebſt einem Jahres⸗ 
bericht dem Vorſtande in der Fruͤhjahrsverſammlung vorzulegen; 


c) die Verbandsbeamten zu beaufſichtigen und die halbjährige Grabenſchau 
mit dem Grabeninſpektor und den Vorſtandsmitgliedern abzuhalten; 


d) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und die Urkunden deſſel— 
ben zu unterzeichnen; indeß iſt zu Verträgen und Vergleichen über Gegen- 
ſtaͤnde von funfzig Thalern und mehr der genehmigende Beſchluß oder 
Vollmacht des Vorſtandes beizubringen. Vertraͤge und Vergleiche unter 
funfzig Thaler ſchließt der Schaudirektor allein rechtsverbindlich ab, und 
hat nur die Verhandlungen nachtraͤglich dem Vorſtande zur Kenntniß⸗ 
nahme vorzulegen; N 


e) den Vorſitz im Vorſtande mit Stimmrecht zu fuͤhren, deſſen Verſamm⸗ 
lungen zu berufen und die Verhandlungen zu leiten; 


) wegen des Waͤſſerungs- Verfahrens, der Heuwerbung und des Huͤtens 
auf den Wieſen mit Zuſtimmung des Vorſtandes die etwa erforderlichen 
Reglements zu erlaſſen, und deren Uebertretung mit einer Strafe bis zu 
drei Thaler Geldbuße zu bedrohen. Die Strafandrohung kann bis 
zum Betrage von zehn Thalern gehen, wenn die Regierung ihre Geneh— 
migung dazu ertheilt hat. 


Von jedem ſolchen Reglement iſt ſofort Abſchrift an die Regie⸗ 
rung durch den Kreislandrath einzureichen. (Vergl. $$. 8. und 9. des 
Geſetzes vom 11. März 1850. Geſetz⸗Sammlung de 1850. Seite 266.) 


8) Der Schaudirektor iſt endlich befugt, wegen der Uebertretungen der im 
Intereſſe des Verbandes erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften die Strafe 
— bis zu fünf Thaler Geldbuße oder drei Tage Gefaͤngniß — vorläufig 
feſtzuſetzen nach dem Geſetz vom 14. Mai 1852. (Gefeg-Sammlung de 
1852. Seite 245.) 


Die vom Schaudirektor allein, nicht vom Polizeirichter feſtgeſetzten 
Geldſtrafen fließen zur Kaſſe des Verbandes. \ 


H. 17. 


Ein mit Ent: und Bewaͤſſerungsanlagen vertrauter Sachverſtaͤndiger wird 


als Grabeninſpektor angeſtellt. Die Wahl und Beſtaͤtigung des Grabeninſpek⸗ 
tors erfolgt in der fuͤr den Schaudirektor vorgeſchriebenen Weiſe; ſie kann aber 
auf eine kuͤrzere Zeitdauer erfolgen. Er erhaͤlt eine Remuneration aus der 
Meliorationskaſſe. Er hat die Waſſerleitungen und Bauwerke, ſo oft als es 


noͤthig 
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noͤthig iſt, zu beſichtigen, fuͤr deren ordentliche Unterhaltung und Behandlung 


zu ſorgen, die Bauten zu veranſchlagen und größere Bauten zu leiten — alles 
nach einer vom Vorſtande zu ertheilenden Anweiſung. 


An den Sitzungen des Vorſtandes ſoll der Grabeninſpektor in der Regel, 
jedoch nur mit berathender Stimme, Theil nehmen; der halbjaͤhrigen Schau 
muß er beiwohnen. 

Sollte von dem Vorſtande die Genehmigung zur Ausfuͤhrung einer Arbeit 
verſagt werden, welche nach der Erklaͤrung des Grabeninſpektors ohne Gefaͤhr⸗ 
dung der Zwecke des Verbandes weder unterlaſſen noch aufgeſchoben werden 
darf, ſo muß die Entſcheidung der Regierung von dem Grabeninſpektor einge⸗ 
holt und demnaͤchſt ausgefuͤhrt werden. 


$. 18. 


Zur Bewachung und Bedienung der Anlagen des Verbandes ſtellt der 
Schaudirektor nach Anhoͤrung des Vorſtandes die erforderlichen Unterbeamten 
— , Wieſenwaͤrter — an; der Vorſtand beſtimmt die Zahl und den Geſchafts⸗ 
kreis dieſer Beamten und beſchließt, ob die Anſtellung auf Kündigung, auf be⸗ 
ſtimmte Jahre oder auf Lebenszeit erfolgen ſolle. 


Zu dieſen Poften ſollen nur ſolche Perſonen berufen werden, von deren 
hinreichender techniſchen Kenntniß und Uebung ſich der Grabeninſpektor ver⸗ 
ſichert hat, und welche die gewöhnlichen Elementarkenntniſſe in ſoweit beſitzen, 
daß ſie eine verſtaͤndliche ſchriftliche Anzeige erftatten und eine Lohnrechnung 


führen können. — Der Schaudirektor kann die Wiefenwärter bei Dienſtver⸗ 
nachläffigungen oder Ungehorſam mit Verweis und Geldſtrafen bis zu drei 
Thaler beſnafen. | 


$. 19, 


Die Verwaltung der Meliorations-Kaſſe ift vom Vorſtande einem Ren⸗ 
danten im Wege eines Fündbaren Vertrages gegen Bewilligung einer Remu⸗ 
neration und unter der Verpflichtung der Kaukionsbeſtellung zu uͤbertragen. 


$. 20. 


Der Meliorations-Verband iſt dem Ober-Aufſichtsrecht des Staats 
unterworfen. g 

Dieſes Recht wird von der Regierung in Danzig als Landes⸗Polizei⸗ 
Behoͤrde 96 in hoͤherer Inſtanz von dem Miniſter für bie landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten gehandhabt, nach Maaßgabe dieſes Statuts, übrigens 
in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche den Aufſichts-Behoͤrden der 
Gemeinden zuſtehen. 


Jahrgang 1852. (Nr. 3617.) | 7 Die 


Unterbeamte. 


Rendant. 


Aufſichtsrecht 
der Saag. 
Behörde, 


Uebergangs⸗ 
Beſtimmun⸗ 
gen. 
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Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Sta- 
tuts uͤberall beobachtet, die Anlagen gut ausgefuͤhrt und ordentlich erhalten, 
und die Schulden des Verbandes regelmaͤßig verzinſt und getilgt werden. 


8 Die Regierung entſcheidet uͤber alle Beſchwerden gegen die Beſchluͤſſe des 
Schaudirektors und des Vorſtandes des Verbandes, ſofern der Rechtsweg nicht 
zuläffig und eingeſchlagen iſt, und ſetzt ihre Entſcheidungen noͤthigenfalls exeku— 
toriſch in Vollzug. 


Abſchrift des Etats und ein Final-Abſchluß der Verbandskaſſe iſt der 
Regierung jaͤhrlich einzureichen. 


Die Regierung iſt befugt, außerordentliche Reviſionen der Meliorations— 
Kaſſe ſowohl, als der geſammten Verwaltung des Verbandes zu veranlaſſen, 
Kommiſſarien zur Beiwohnung der Grabenſchauen und der Vorſtands-Verſamm— 
lungen abzuordnen, eine Geſchaͤfts-Anweiſung fuͤr die Beamten des Verbandes 
zu ertheilen und die erforderlichen Polizei-Verordnungen zu erlaſſen, zum Schutz 
der Anlagen der Sozietät. 


H. 21. 


Wenn der Vorſtand es unterlaͤßt oder verweigert, die dem Verbande 
nach dieſem Statut oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haus— 
halts⸗Etat zu bringen, ſo laͤßt die Regierung nach Anhoͤren des Vorſtandes 
die Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken, oder ſtellt die Ausgabe 
feſt und verfuͤgt die Einziehung der erforderlichen Beitraͤge. 


Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tage die 
Berufung an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


§. 22. 


Bis zur Vollendung der Meliorations-Anlagen leitet ein Kommiſſarius 
der Regierung mit Huͤlfe eines Wieſenbautechnikers den Bau und die Angele— 
genheit des Verbandes uͤberhaupt. 


Ein Aus ſchuß von drei gewählten Verbands-Mitgliedern unterſtuͤtzt ihn 
dabei, und nimmt vorlaͤufig bis zur Wahl des Vorſtandes die Rechte des Ver— 
bandes wahr. 


Ein Baubeamter der Regierung revidirt die Ausfuͤhrung der Anlagen. 
Nach erfolgter Ausführung werden dieſelben von dem Königlichen Kommiſſa⸗ 
rius im Beiſein jenes Baubeamten dem Schaudirektor und Vorſtande des 
Verbandes foͤrmlich uͤbergeben mit der Baurechnung und einem Verzeichniß 
der ausgeführten Bauwerke und der Inventarienſtuͤcke. Streitigkeiten, welche 
dabei entſtehen moͤchten, werden von dem Miniſter fuͤr landwirthſchaftliche An— 
gelegenheiten entſchieden, ohne daß der Rechtsweg zulaͤſſig iſt. 


Die 
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Die Baurechnung wird nach Anhoͤren des Vorſtandes von der Re⸗ 
gierung in Danzig dechargirt. 


Die Remuneration des Regierungs-Kommiſſarius und des Wieſenbau⸗ 
Technikers während der Bauzeit wird aus der Staatskaſſe beſtritten. 


§. 23. 


Abänderungen der Beſtimmungen des vorſtehenden Statuts koͤnnen nur Allgemeine 
unter landesherrlicher Genehmigung erfolgen. Beſtimmung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouei, den 21. Juli 1852. 
| (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Simons. v. Weſtphalen. 


(Nr. 36173618.) (Nr, 3618.) 


— 525 — 


(Nr. 3618.) Bekanntmachung über die Allerhöchfte Beftätigung des Statuts der unter dem 
Namen: „Herforder Verein für Leinen aus reinem Handgeſpinnſt“ errich⸗ 
teten Aktien-Geſellſchaft. Vom 7. Auguſt 1852. 


— 5 Koͤnigs Majeſtaͤt haben unterm 21. Juli d. J. das am 14. Mai d. J. 
notariell vollzogene Statut der unter dem Namen: „Herforder Verein fuͤr Leinen 
aus reinem Handgeſpinnſt“ errichteten Aktien-Geſellſchaft zu beſtaͤtigen geruht, 
was nach Vorſchrift des $. 3. des Geſetzes tiber die Aktien-Geſellſchaften vom 
9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht wird, daß die Be⸗ 
ſtaͤtigungs⸗Urkunde und das Statut durch das Amtsblatt der Königlichen Re⸗ 
gierung zu Minden zur Öffentlichen Kenntniß werden gebracht werden. 


Berlin, den 7. Auguſt 1852. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


In Vertretung: 


v. Pommer-Eſche. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der ‚Königlichen Geheimen Obere Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


